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Aktenzeichen: 7 AZR 159/02 |
Bundesarbeitsgericht 7. Senat Urteil vom 4. Juni 2003
- 7 AZR 159/02 -

I. Arbeitsgericht Urteil vom 9. Marz 2001
Hamburg - 28 Ca 231/00 -

Il. Landesarbeitsgericht Urteil vom 18. September 2001
Hamburg - 2 Sa 32/01 -

Fur die Amtliche Sammlung: Ja

Entscheidungsstichwort:
Befristung einer erhdhten Arbeitszeit

Gesetze:

HmbPersVG § 10, § 48 Abs. 1, § 87 Abs. 1; KSchG § 2; BGB §§ 615,
625

Leitsatz:

Das Gebot der unentgeltlichen Amtsfihrung nach §48 Abs. 1
HmbPersVG  steht der Dbefristeten Arbeitszeiterh6hung eines
teilzeitbeschaftigten Personalratsmitglieds auch dann nicht entgegen,
wenn es im Rahmen der erhéhten Arbeitszeit als wissenschaftlicher
Mitarbeiter des Personalrats gegen ein entsprechendes Entgelt
beschaftigt wird.
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BUNDESARBEITSGERICHT

7 AZR 159/02

2 Sa 32/01
Landesarbeitsgericht
Hamburg

Im Namen des Volkes!

Verkiindet am
4. Juni 2003
Schiege, Urkundsbeamter
der Geschéftsstelle
In Sachen

Klager, Berufungsbeklagter und Revisionsklager,

PP-

Beklagte, Berufungsklagerin, Revisionsbeklagte,

hat der Siebte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mindlichen Verhand-
lung vom 4. Juni 2003 durch den Vizeprasidenten des Bundesarbeitsgerichts Dérner,
die Richterin am Bundesarbeitsgericht Grafl und den Richter am Bundesarbeitsgericht
Pods sowie die ehrenamtlichen Richter Bea und Nottelmann fur Recht erkannt:

Auf die Revision des Klagers wird das Urteil des Landesar-
beitsgerichts Hamburg vom 18. September 2001 - 2 Sa 32/01 -
aufgehoben.
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Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Arbeitsge-
richts Hamburg vom 9. Marz 2001 - 28 Ca 231/00 - wird inso-
weit zurliickgewiesen, als es festgestellt hat, dass das zwischen
den Parteien bestehende Arbeitsverhaltnis Uber den 30. Juni
2001 hinaus mit der regelmaBigen Wochenstundenzahl eines
vollbeschaftigten Angestellten - wissenschaftlicher Mitarbeiter -
fortbesteht.

Hinsichtlich der Zahlungsantrage zu 3) bis 5) wird der Rechts-
streit zur neuen Verhandiung und Entscheidung an das Lan-
desarbeitsgericht zurlickverwiesen.

Tatbestand

Die Parteien streiten darlber, ob die Erh6hung der Arbeitszeit des Klagers auf
Grund Befristung am 30. Juni 2000 geendet hat.

Der Klager ist Kommunikationswissenschatftler und Soziologe. Er ist seit 1981
zunachst befristet, seit 1986 unbefristet als wissenschaftlicher Mitarbeiter in der K des
Universitatsklinikums E mit der Halfte der regelméaBigen wochentlichen Arbeitszeit ei-
nes vollbeschéftigten Angestellten beschaftigt. Seit 1993 ist er Mitglied des beim Uni-
versitatsklinikum gebildeten Personalrats fiir das wissenschatftliche Personal (WPR).
Am 10. Juni 1993 bat der Vorsitzende des WPR den Leiter der Personalabteilung, fur
die Zeit der Nichtinanspruchnahme von Freistellungen einen wissenschattlichen Mitar-
beiter als Referenten des WPR einzustellen. Am 2. September 1993 schlug er vor, den
Klager mit der Hélfte der Arbeitszeit als Referenten fir den WPR befristet bis zum Ab-
lauf der Amtszeit einzustellen. Daraufhin schlossen die Parteien am 23. September
1993 einen bis zum 31. Mai 1994 befristeten Vertrag Uber eine Beschaftigung des Kla-
gers mit der Halfte der regelmaBigen Arbeitszeit eines vollbeschaftigten Angestellten
fur folgende Aufgabe von begrenzter Dauer: ,Tatigkeit als Referent beim Personalrat
fir das wissenschatftliche Personal bis zum Ende der Legislaturperiode®. In der folgen-
den Amtszeit des WPR setzte der Klager seine Tatigkeit als Referent im Umfang einer
halben Stelle ohne eine weitere Vereinbarung der Parteien fort. Daneben war er wei-
terhin als wissenschaftlicher Mitarbeiter in der K tatig. Am 10. Juli 1997 schlossen die
Parteien einen Vertrag zur Anderung des Arbeitsvertrags vom 21. April 1986. Er lautet

auszugsweise:
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’,§ 1

1.  § 1 des Vertrages wird mit Wirkung vom 01.07.1997 wie
folgt geandert:

Herr Dr. K wird

1.1. als vollbeschaftigter Angestellter - wissenschaft-
licher Mitarbeiter gemaB § 23 HmbHG - bis zum
30.06.2000

1.2. als nicht vollbeschaftigter Angestellter - wissen-
schaftlicher Mitarbeiter geman § 23 HmbHG -

1.2.1.mit der Halfte der durchschnittlichen regelma-
Bigen Arbeitszeit eines entsprechend vollbe-
schaftigten Angestellten ab 01.07.2000

1.3. auf unbestimmte Zeit
weiterbeschaftigt.

3.  §5 des Vertrages wird mit Wirkung vom 01.07.1997 wie
folgt geéandert:

Die befristete Arbeitszeiterhhung auf Vollzeitbeschafti-
gung dient der Tatigkeit als wissenschaftlicher Referent
im Personalrat fir das wissenschaftliche Personal am
UK.“

Auf entsprechenden BeschluB des WPR vom 15. Oktober 1997 stellte die Be-
klagte den Klager fir die Zeit vom 27. Oktober 1997 bis zum 31. Mai 2000 als Perso-
nalratsmitglied von seiner halben Stelle in der K frei. Nach den Neuwahlen im Jahr
2000 teilte der Klager dem WPR mit, dass er seine Arbeit als Referent weiterhin aus-
Uben wolle, wenn er von seiner halben Stelle in der K weiterhin freigestellt werde. Der
WPR beschloss eine Freistellung des Klagers, nicht aber eine Fortsetzung der von ihm
gewunschten Referententatigkeit. Daraufhin nahm der Klager ab 1. Juli 2000 seine
Tatigkeit in der K des Universitatsklinikums wieder auf.

Mit der am 20. Juli 2000 beim Arbeitsgericht eingegangenen Klage hat der
Klager die Feststellung eines Vollzeitarbeitsverhaltnisses und seine Weiterbeschéfti-
gung begehrt. Er hat die Auffassung vertreten, bereits auf Grund der unklaren Rege-
lungen in dem Arbeitsvertrag vom 10. Juli 1997 und wegen der unterlassenen Beteili-
gung des Personalrats sei ein unbefristetes Arbeitsverhéltnis zwischen den Parteien
zustande gekommen. Die Befristung in diesem Arbeitsvertrag sei nicht durch einen
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sachlichen Grund gerechtfertigt. Da er seine Tatigkeit als wissenschaftlicher Mitarbeiter
in der K im Umfang von 38,5 Wochenstunden fortgesetzt habe, sei zumindest geman
§ 625 BGB ein unbefristetes Vollzeitarbeitsverhaltnis zustande gekommen. Nachdem
die Beklagte dem Klager nur fir Juli und August 2000 sein Gehalt flr eine Vollzeittatig-
keit gezahlt hatte, hat der Klager seine Klage um die Gehalter fiir September, Oktober
und November 2000 erweitert und zuletzt beantragt,

1.  festzustellen, dass das zwischen den Parteien bestehen-
de Arbeitsverhdltnis tber den 30. Juni 2000 hinaus mit
der regelmaBigen Wochenstundenzahl eines vollbeschéf-
tigten Angestellten - wissenschaftlicher Mitarbeiter - fort-
besteht,

2. die Beklagte zu verurteilen, den Klager tber den 30. Juni
2000 hinaus fur die Dauer des Rechtsstreites mit der re-
gelmaBigen Wochenstundenzahl eines vollbeschéftigten
Angestellten - wissenschaftlicher Mitarbeiter - mit Tatig-
keiten zu beschaftigen, die den Tatigkeitsmerkmalen der
Vergutungsgruppe | b entsprechen,

3. die Beklagte zu verurteilen, dem Klager 8.908,92 DM
brutto nebst 9,62 % Zinsen aus dem Nettobetrag seit dem
15. September 2000 zu zahlen,

4. die Beklagte zu verurteilen, dem Klager 8.824,92 DM
brutto nebst 9,62 % Zinsen aus dem Nettobetrag seit dem
15. Oktober 2000 zu zahlen,

5. die Beklagte zu verurteilen, dem Klager weitere
8.908,92 DM brutto nebst 9,62 % Zinsen aus dem Netto-
betrag seit dem 15. November 2000 zu zahlen.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt und gemeint, der sachliche Grund
far die befristete Arbeitszeiterhdhung des Klagers habe in dem Wunsch des WPR nach
einer personellen Unterstitzung zur Durchfilhrung projektbezogener Aufgaben fiir die
Dauer einer Amtszeit gelegen.

Das Arbeitsgericht hat der Klage - unter teilweiser Abweisung des Zinsantra-
ges - stattgegeben. Auf die Berufung der Beklagten hat das Landesarbeitsgericht die
Klage abgewiesen. Mit der Revision begehrt der Klager die Wiederherstellung des
erstinstanzlichen Urteils. Die Beklagte beantragt die Zurtickweisung der Revision.
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Entscheidungsgriinde

Die Reuvision ist begriindet. Sie fiihrt zur Aufhebung des angefochtenen Ur-
teils. Entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts besteht das Arbeitsverhalt-
nis des Klagers Gber den 30. Juni 2000 hinaus mit der regelméaBigen Wochenstunden-
zahl eines vollbeschaftigten Angestellten fort. Die am 10. Juli 1997 vereinbarte Erho-
hung der Arbeitszeit des Klagers ist wirksam. Sie widerspricht nicht dem Gebot der
unentgeltlichen Amtsfiihrung nach § 48 Abs. 1 HmbPersVG. Die Erhéhung der Arbeits-
zeit des Klagers hat nicht auf Grund Befristung am 30. Juni 2000 geendet. Diese Be-
fristung war unwirksam, da sie nicht durch einen sachlichen Grund gerechtfertigt war.
Der Weiterbeschéftigungsantrag des Klagers féllt dem Senat nicht zur Entscheidung
an. Hinsichtlich der Zahlungsantrage zu 3) bis 5) ist der Rechtsstreit an das Landesar-
beitsgericht zuriickzuverweisen. Auf Grund der bislang festgestellten Tatsachen kann
der Senat dar(ber nicht abschlieBend entscheiden. Die Vergltungsanspriiche fir
September, Oktober und November 2000 hangen ua. davon ab, in welchem Umfang
der Klager ab 1. September 2000 tatsachlich gearbeitet hat. Die dazu erforderlichen
Tatsachenfeststellungen hat das Landesarbeitsgericht nachzuholen.

l Die am 10. Juli 1997 vereinbarte Erhéhung der Arbeitszeit des Klagers um die
weitere Halfte der regelméaBigen Arbeitszeit eines vollbeschéftigten Angestellten ist
wirksam. Sie hat nicht auf Grund Befristung am 30. Juni 2000 geendet. Diese Befris-
tung war unwirksam, da sie nicht durch einen sachlichen Grund gerechtfertigt war.

1. Die Erhéhung der Arbeitszeit des Klagers, die seiner Tatigkeit als wissen-
schatftlicher Referent im WPR diente, widerspricht entgegen der Auffassung des Lan-
desarbeitsgerichts nicht dem Gebot der unentgeltlichen Amtsfiihrung in § 48 Abs. 1
HmbPersVG.

a) Nach § 48 Abs. 1 HmbPersVG flhren die Mitglieder des Personalrats ihr Amt
unentgeltlich als Ehrenamt. Diese Regelung gilt gemaB § 10 HmbPersVG auch fir den
am Universitdtskrankenhaus E gebildeten Personalrat fiir das wissenschaftliche Per-
sonal. Die Vorschrift des § 48 Abs. 1 HmbPersVG entspricht ihnrem Wortlaut nach den
Bestimmungen in § 46 Abs. 1 BPersVG und § 37 Abs. 1 BetrVG. Sie dient dazu, die
innere Unabhangigkeit und Unparteilichkeit des Personalratsmitgliedes bei der Aus-
Ubung seines Amtes zu wahren (zu § 46 BPersVG: vgl. BAG 13. November 1991
-7 AZR 469/90 - AP BPersVG § 46 Nr. 17, zu Il 2 b der Griinde; zu § 37 BetrVG: BAG
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5. Mérz 1997 - 7 AZR 581/92 - BAGE 85, 224 = AP BetrVG 1972 § 37 Nr. 123 = EZA
BetrVG 1972 § 37 Nr. 136, zu Il 4 b bb der Griinde). Das Gesetz verbietet die Gewah-
rung eines Entgelts fir die Personalratstatigkeit. Damit ist jedes mittelbare oder ver-
steckte Entgelt, also jede Zuwendung eines geldwerten Vorteils, verboten. Nicht nur
die Leistung eines besonderen Entgelts, sondern auch das Versprechen ist unzulassig.
Eine derartige Vereinbarung ist verboten und nach § 134 BGB nichtig.

b) Der Klager hat sein Amt als Personalrat unentgeltlich ausgeubt. Bereits seit
1993 war er Mitglied des WPR. Bei der Neuwahl des seit 1. Juni 1997 amtierenden
WPR wurde auch der Klager wiedergewahlt. Damit hatte er sein Personalratsamt be-
reits vor dem Abschluss des Vertrags vom 10. Juli 1997 inne. Auf Grund dieses Amtes
hatte er alle Aufgaben wahrzunehmen, die nach dem Gesetz einem Personalratsmit-
glied obliegen. Dazu gehéren etwa die Abhaltung von Sprechstunden, die Teilnahme
an Sitzungen des Personalrats und die Fassung von Personalratsbeschlissen. Zwar
ist der Kiager ab 1. Juli 1997 von der Beklagten als wissenschaftlicher Referent im
WPR gegen ein entsprechendes Entgelt beschéaftigt worden. Dabei handelte es sich
jedoch nicht um eine Ausiibung des Personalratsamtes iSd. § 48 Abs. 1 HmbPersVG.
‘Zwischen den Aufgaben, die dem Kilager bereits vor Abschluss des Verirags vom
10. Juli 1997 als gewahitem Personalratsmitglied oblagen, und den Aufgaben, die ihm
durch den Abschluss des Vertrags zugewachsen sind, ist streng zu unterscheiden.
Nach dem Inhalt des Vertrags bestand seine Aufgabe darin, die Arbeit der gewahlten
Mitglieder des WPR durch seine wissenschaftliche Referententatigkeit zu unterstiitzen.
Diese Tatigkeit entspricht derjenigen von Biropersonal iSd. § 40 Abs. 2 BetrVG, das
dem Personalrat zur Wahrnehmung seiner Aufgaben durch den Arbeitgeber zur Verf(-
gung gestellt wird. Das Biropersonal unterstitzt den Personalrat bei der Wahrneh-
mung seiner Aufgaben, ohne die mit dem Amt eines Personalrats verbundenen Aufga-
ben selbst wahrzunehmen. Fur seine Tatigkeit, die allein dem Personalrat zugute
kommt, erhalt das Buropersonal sein Entgelt vom Arbeitgeber. Diese Vergitung stellt
auch dann keinen Versto3 gegen das Gebot der unentgeltlichen Amtsfiihrung von Per-
sonairatsmitgliedern iSd. § 48 Abs. 1 HmbPersVG dar, wenn der Biuromitarbeiter Mit-
glied des Personalrats ist. Das gilt auch fur die von der Beklagten vergitete Tatigkeit
des Klagers als wissenschaftlicher Referent des WPR. Durch sie wird der Klager nicht
zu einem von der Beklagten bezahiten Berufspersonalrat. Die Vergutung des Klagers
ist lediglich die Gegenleistung der Beklagten fir die vom Klager erbrachte Tatigkeit als
wissenschaftlicher Mitarbeiter. Diese hat die Beklagte allerdings nicht selbst in An-
spruch genommen, sondern sie dem WPR zur Verfugung gestellt.
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Entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts fihrt die Erhdhung der
Arbeitszeit des Klagers in Verbindung mit seinem Personalratsamt nicht deswegen zu
einem VerstoB gegen das Gebot der unentgeltlichen Amtsfiihrung, weil der Klager auf
diese Weise Personalratsaufgaben wie ein freigestelltes Personalratsmitglied ausuben
konnte. Die im Vertrag vom 10. Juli 1997 vereinbarte Vergutung erhielt der Klager nicht
fir die Wahrnehmung seiner Aufgaben als gewéhltes Personalratsmitglied, sondern
lediglich flr seine wissenschaftliche Referententatigkeit. Daran énderte auch die Frei-
stellung von seiner Arbeit in der K ab 27. Oktober 1997 nichts. Damit standen ihm zwar
wie einem vollzeitbeschaftigten und gleichzeitig vollstandig freigestellten Personalrats-
mitglied insgesamt 38,5 Wochenstunden fiir die Wahrnehmung von Personalratsauf-
gaben zur Verfliigung. Ein vollzeitbeschéftigtes Personalratsmitglied wird aber nicht
dadurch zum bezahlten Berufspersonalrat, dass es von seiner Arbeitsleistung freige-
stellt wird und vom Arbeitgeber gleichwohl die vereinbarte Vergutung erhalt. Ebenso
wenig veranderte die Freistellung des Klagers die strikte Trennung seiner Aufgaben fur
den Personalrat. Zur Halfte seiner Arbeitszeit blieb er vertraglich verpflichtet, den WPR
als wissenschaftlicher Referent zu unterstitzen. Auf Grund der Freistellung konnte er
die andere Halfte seiner Arbeitszeit dazu nutzen, seine gesetzlichen Aufgaben als ge-
wahltes Personalratsmitglied wahrzunehmen.

2. Die im Vertrag vom 10. Juli 1997 vereinbarte Befristung der Arbeitszeiterhd-
hung des Klagers ist unwirksam. Sie ist nicht durch einen sachlichen Grund gerechtfer-
tigt.

a) Die Befristung einzelner Vertragsbedingungen bedarf ebenso wie die Befris-
tung des Arbeitsverhaltnisses selbst eines rechtfertigenden Sachgrundes, da sie den
gesetzlichen Anderungskiindigungsschutz objektiv umgehen kann. Das gilt jedenfalls
fir solche Vertragsbedingungen, die im Fall der unbefristeten Vereinbarung dem Ande-
rungskindigungsschutz nach § 2 KSchG unterliegen, weil sie die Arbeitspflicht nach
Inhalt und Umfang in einer Weise andern, die sich unmittelbar auf die Vergutung aus-
wirkt, und damit das Verhaltnis von Leistung und Gegenleistung maBgeblich beeinflus-
sen (BAG 29. September 1999 - 7 AZR 205/98 - RzK |9 ¢ Nr. 33, zu 1 der Griinde;
9. August 2000 - 7 AZR 823/98 - RzK 1 9 ¢ Nr. 37, zu | der Griinde; 24. Januar 2001
-7 AZR 208/99 - EzA BGB § 620 Nr. 173, zu Bl 1 der Griinde). Die befristete Erhé-
hung der Arbeitszeit des Klagers bedurfte eines rechtfertigenden Sachgrundes, da sie
sich unmittelbar auf seine Vergiitung auswirkte.
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b) Die Befristung der Arbeitszeiterh6hung des Klagers ist entgegen der Auffas-
sung der Beklagten nicht dadurch sachlich gerechtfertigt, dass der WPR um eine per-
sonelle Unterstitzung zur Durchfiihrung projektbezogener Aufgaben fiir die Dauer ei-
ner Amiszeit gebeten hat.

aa) In der Bitte des WPR lag nicht zugleich ein Wunsch des Klagers nach einer
Befristung der Arbeitszeiterh6hung. Es ist nicht ersichtlich, dass der Klager eine gleich-
zeitig angebotene unbefristete Erhdhung seiner Arbeitszeit ausgeschlagen und sich fur
die am 10. Juli 1997 vereinbarte fir die Dauer einer Amtszeit befristete Arbeitszeiter-

héhung entschieden hatte.

bb) Die Arbeitszeiterhéhung des Klagers ist auch nicht vergleichbar mit dem Ar-
beitsverhaltnis eines wissenschaftlichen Mitarbeiters in einer Parlamentsfraktion, das
fur die Dauer einer Legislaturperiode befristet werden kann (BAG 26. August 1998
- 7 AZR 450/97 - BAGE 89, 316 = AP BGB § 620 Befristeter Arbeitsvertrag Nr. 202 =
EzA BGB § 620 Nr. 153, zu Il 2 ¢ der Griinde). Im Gegensatz zu dieser Form des be-
fristeten Arbeitsverhaltnisses war der Klager nicht unmittelbar beim WPR beschéftigt.
Er wurde lediglich von der Beklagten als seinem Arbeitgeber dem WPR zur Unterstit-
zung dessen Aufgaben zur Verfligung gestellt. Der WPR und seine Mitglieder haben im
Ubrigen nicht die gleiche bereits durch die Verfassung hervorgehobene Stellung einer
Parlamentsfraktion und inrer Abgeordneten.

cc) Die Befristung der Arbeitszeiterhéhung beruhte auch nicht auf einem voriber-
gehenden Mehrbedarf an der Arbeitskraft des Klagers. Dazu fehlt es an der als Teil
des Sachgrunds erforderlichen Prognose der Beklagten, auf Grund derer mit Sicherheit
zu erwarten war, dass fur die Beschaftigung des Klagers iber den Ablauf der Amtszeit
hinaus kein Bedarf mehr bestand. Die Bitte des Personalrats um personelle Unterstiit-
zung fir die Durchfihrung bestimmter projektorientierter Personalratsaufgaben recht-
fertigte keine Prognose Uber den Wegfall des Beschaftigungsbedarfs fiir den Klager.
Die Beklagte kann sich auch nicht darauf berufen, sie habe vom WPR keine Auskunft
uber den Inhalt und den Umfang der projektorientierten Aufgaben verlangen kénnen.
Diese Pflicht folgt bereits aus dem Grundsatz der vertrauensvollen Zusammenarbeit
zwischen Arbeitgeber und Personalrat. Begniigte sich die Beklagte mit aligemein ge-
haltenen Angaben zum Arbeitskraftebedarf, konnte sie darauf eine sichere Prognose
Uber den Wegfall zum Ende der Amtszeit nicht stitzen. Die bloBe Ungewissheit, ob es
nach Ablauf der Amtszeit zur Neuwahl eines Personalrats kommt, rechtfertigte die Be-
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fristung der Arbeitszeiterh6hung des Klagers nicht. Mit der Entscheidung der Beklag-
ten, dem WPR einen wissenschaftlichen Referenten zur Verfliigung zu stellen, hatte sie
diesen zusatzlichen Arbeitskraftebedarf in ihre Personalplanungen einbezogen. Damit
trug sie im Verhéltnis zum Klager das Risiko, dass dieser Bedarf nach Ablauf der
Amtszeit absinkt. Dieses Risiko konnte sie durch den Abschluss eines befristeten Ver-
trags nicht auf den Klager abwalzen.

3. Da das Arbeitsverhaltnis des Klagers bereits auf Grund unwirksamer Befris-
tung der Arbeitszeiterhdhung als Vollzeitarbeitsverhaltnis fortbesteht, kommt es fur die
Entscheidung nicht darauf an, ob die Erhéhung der Arbeitszeit auf einer unklaren ver-
traglichen Regelung beruhte, einer Zustimmung des Personalrats bedurfte und ob die
Parteien das Arbeitsverhéltnis gemaB § 625 BGB Uber den 30. Juni 2000 fortgesetzt
haben.

Il. Der Antrag zu 2, mit dem der Klager seine Weiterbeschaftigung tber den
30. Juni 2000 hinaus begehrt, fallt dem Senat nicht zur Entscheidung an, da er aus-
drucklich auf die Dauer des Rechtsstreits beschrankt ist.

. Der Senat kann nicht abschlieBend beurteilen, ob die Zahlungsantrage des
Klagers zu 3) bis 5) begriindet sind. Zwar bestand das Arbeitsverhéltnis des Klagers
auf Grund unwirksamer Befristung der Arbeitszeiterhhung Gber den 1. Juli 2000 hin-
aus mit der regelmaBigen Wochenstundenzahl eines vollbeschéftigten Angestellten
fort. Somit kénnte der Klager die geltend gemachten Betrage fir September, Oktober
und November 2000 als Vergiitung fir geleistete Arbeit oder aus dem Gesichtspunkt
des Annahmeverzugs gemaB § 615 BGB beanspruchen. Diese Anspriche hangen
aber ua. davon ab, in welchem Umfang der Klager tatséchlich ab 1. September 2000
gearbeitet hat. Die zur Entscheidung Uber die Vergitungsanspriche des Klagers ein-
schlieBlich deren von der Beklagten bestrittenen H6he sowie seiner Zinsforderungen
erforderlichen tatsachlichen Feststellungen wird das Landesarbeitsgericht nachzuholen
haben.
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V. Das Landesarbeitsgericht hat auch (iber die Kosten der Revision zu entschei-
den.
Dérner Grafl Pods
Bea Nottelmann
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BUNDESARBEITSGERICHT
7 AZR 159/02
2 Sa 32/01
Landesarbeitsgericht
Hamburg
BESCHLUSS
In Sachen

Klager, Berufungsbeklagter und Revisionsklager,

pp.

Beklagte, Berufungsklagerin, Revisionsbeklagte,

hat der Siebte Senat des Bundesarbeitsgerichts am 29. Juli 2003 beschlossen:

Geman § 319 ZPO wird der Tenor des Urteils des erkennenden
Senats vom 4. Juni 2003 - 7 AZR 159/02 - wegen offenbarer
Unrichtigkeit von Amts wegen dahin berichtigt, dass im zweiten
Absatz das Datum ,30. Juni 2001“ durch das Datum ,30. Juni
2000" ersetzt wird.

-2-
Available on the
D App Store

JLaw — flir Android JLaw — flr i0OS

B JLaw — Gesetze und Urteile

Kostenlos mobile A

W Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile

www.prinz.law

9L, YONY :SIOMUTH

§§ yoeu Juequaje( S[e puls SUN[WWess[12)1() Iop

OYIN J ey

1Z)NYd$a3


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

Matthias Prinz
Rechtsanwalt

Dorner Grafl Pods

Nottelmann

JLaw — Gesetze und Urteile

Kostenlos
Uber 200 Gesetze

(mobile App)

Uber 100.000 Urteile

Bea

ANDROID APP ON Ava||ab|e on the
P> Google play App tore

JLaw — fiir Android JLaw — fir i0OS

www.prinz.law

1ZINYPsa8 HYIN B8 §§ YOU JUBQULIR( S[e PUIS SUN[WWESS[12)1() IOP J[ID ], YONY :SIOMUTE]


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESARBEITSGERICHT

	Im Namen des Volkes!


	URTEIL

	Tatbestand


	„§1

	Entscheidungsgründe

	BUNDESARBEITSGERICHT

	BESCHLUSS



